
Staatsordnung

Nach  der  Drei-Elemente-Lehre  ist  der  Staat  ein  soziales  Gebilde,  dessen  konstituierende
Merkmale ein von Grenzen umgebenes Territorium (Staatsgebiet), eine darauf als Kernbevölkerung
ansäßige  Gruppe  von  Menschen  (Staatsvolk)  sowie  eine  auf  diesem  Gebiet  herrschende
Staatsordnung  kennzeichnen.

Der Nationalstaat setzt einen Staat und eine Nation voraus. Beide sind aus
historischen Entwicklungen entstanden und keine „natürliche“ Voraussetzung
menschlichen  Zusammenlebens.  Entstehende  Nationalstaaten  sollen  die
wesentlichen Teile des staatstragenden und meist auch namensgebenden Volkes
in sich vereinen. Dabei soll der staatstragende Teil der Bevölkerung sich einer
gemeinsamen Kultur  oder Tradition verbunden fühlen.  Idealtypisch gehören
einem Nationalstaat alle Angehörigen seines Volkes und auch nur Angehörige
dieses  Volkes  oder  Kulturkreises  an.  In  Deutschland  gab  es  diesen
idealtypischen  Nationalstaat  nur  in  den  Jahren  1867,  bzw.  1871  bis  zum
Dolchstoß durch Parteien und Nichtdeutsche (Chasarenjuden), Ende 1918.

Die Ausübung hoheitlicher Macht bzw. staatlicher Ordnungsbefugnis, besteht
innerhalb  des  Staatsgebietes  eines  Staates  durch  dessen  Organe  und
Institutionen wie z. B. Staatsoberhaupt und Verwaltung (Parlament, Gerichte,
Polizei, Militär) von Hoheitsakten aus sich selbst heraus. Selbstverständlich ist
diese nur möglich, wenn ein souveränes Staatsvolk seine Rechte und Pflichten
erfüllt.

Nach diesem Maßstab betrachten wir die Verfassung die für Deutschland im Deutschen
Reich gilt und nachfolgend dazu im Vergleich das Grundgesetz für die BRD, die DDR-
Verfassung und die Weimarer Verfassung.

Das souveräne Deutschland und seine Bundesstaaten im Deutschen
Reich mit Reichsländern und Schutzgebieten

1871 bis 1918

Die Verfassung des Deutschen Reiches für das Deutsche Staatsvolk

h t t p : / / v e r f a s s u n g - d e u t s c h l a n d . d e   u n d  
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/reichsverfassung/

Diese Verfassung wurde durch die höchsten staatlichen Organe des Deutschen
Reiches erschaffen, beschlossen und in Kraft gesetzt.

Das Präsidium des Bundes (ab Artikel 11 der Verfassung) 

https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/staatsordnung/
http://nationalstaat-deutschland.de/einheit/staatsgebiet/
http://nationalstaat-deutschland.de/einheit/staatsvolk/
http://nationalstaat-deutschland.de/einheit/staatsordnung/
http://verfassung-deutschland.de
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/reichsverfassung/
http://verfassung-deutschland.de/#Artikel11


http://bundespraesidium.de  und  http://bundespraesidium.de/praesidialamt/

Es  war  der  Repräsentant  des  Bundes  und  des  Deutschen  Volkes.  Nur  das
Präsidium  kann  mit  Zustimmung  der  beiden  gesetzgebenden  Organe
(Bundesrath  und  Reichstag)  den  Frieden  mit  allen  befeindeten  Staaten
unterzeichnen  und  in  Kraft  setzen.

Der Bundesrath (ab Artikel 5 der Verfassung)

http://bundesrath.de

Er  war  der  tatsächliche  Souverän des  Staates  und durch Bevollmächtigung
Vertreter  der  jeweiligen  Bundesstaaten,  Deutschlands  und  des  Deutschen
Reiches.

Der Reichstag “per Gesetz heute der Volks-Reichstag” (ab Artikel 20
der Verfassung)

http://volks-reichstag.de

Er  repräsentierte  die  deutsche  Bevölkerung,  wurde  aber  nur  durch  das
wahlberechtigte Staatsvolk des Nationalstaates gewählt.

Für die Legitimation der Gesetze war nur der Bundesrath und der Reichstag
berechtigt, siehe (ab Artikel 5 der Verfassung) Zitat: Die Reichsgesetzgebung wird
ausgeübt  durch  den  Bundesrath  und  den  Reichstag.  Die  Übereinstimmung  der
Mehrheitsbeschlüsse beider Versammlungen ist  zu einem Reichsgesetze erforderlich
und ausreichend.

Artikel 2 der Verfassung sagt aus, Zitat: Innerhalb dieses Bundesgebietes übt das
Reich das Recht der Gesetzgebung nach Maßgabe des Inhalts dieser Verfassung und mit

der Wirkung aus, daß die Reichsgesetze den Landesgesetzen vorgehen. Die
Reichsgesetze erhalten ihre verbindliche Kraft durch ihre Verkündigung von

Reichswegen, welche vermittelst eines Reichsgesetzblattes geschieht.

Der Reichskanzler (aus dem Staatsvolk der Deutschen)

http://bundespraesidium.de/reichskanzler/

Er wurde vom Bundespräsidium, gemäß Artikel 15 der Verfassung ernannt,

Die  Reichsleitung  (Reichsamt  des  Innern,  oberste  Behörde  des
Reiches)

http://reichsamt-des-innern.de  und  http://reichsamt-des-innern.de/bund/

http://bundespraesidium.de
http://bundespraesidium.de/praesidialamt/
http://verfassung-deutschland.de/#Artikel5
http://bundesrath.de
http://verfassung-deutschland.de/#Artikel20
http://verfassung-deutschland.de/#Artikel20
http://volks-reichstag.de
http://verfassung-deutschland.de/#Artikel5
http://verfassung-deutschland.de/#Artikel2
http://bundespraesidium.de/reichskanzler/
http://verfassung-deutschland.de/#Artikel15
http://reichsamt-des-innern.de
http://reichsamt-des-innern.de/bund/


Die Behördenleiter waren Staatssekretäre, ernannt durch den Reichskanzler oder durch
das Bundespräsidium, siehe Artikel 15 der Verfassung.

Das  amtliche  Mitteilungsblatt;  Der  Deutsche  Reichsanzeiger;  Der
Reichs-Anzeiger.

http://deutscher-reichsanzeiger.de   und   https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/
und   http://deutscher-reichsanzeiger.de/amtsblatt/

Alle  Beschlüsse,  Verordnungen,  Gesetze  und  staatsrechtliche  Handlungen
müssen darüber veröffentlicht werden. (Wichtigste Seite für alle im Staatsgebiet
lebenden Menschen)

Staatliches Personenstandsregister beim Standesamt Deutschland.

http://personenstandsregister.bundespraesidium.de  und 
http://standesamt.bundespraesidium.de/

Die  Reichs-  und  Staatsangehörigkeit  wird  erworben,  gemäß  geltenden
Reichsgesetzen  durch  den  Eintrag  in  dieses  Register.

Die  Eintragung in  das  Register  von BRD-Gemeinden ist  die  Bekenntnis,  europäisches
deutsches Personal eines Vereinigten Wirtschaftsgebietes zu sein. Womit alle Rechte wie
die eines Reichs- und Staatsangehörigen verloren gehen. Hier ist ganz besonders der Gelbe
Schein zu erwähnen, der durch eine Firma der BRD als Staatsangehörigkeitsurkunde mit
dem Adler der “Weimarer-Chasarenjuden-Republik” (heute Medinat Weimar) vermarktet
wird.

Weitere eingerichtete Organe des souveränen Deutschen Reiches

http://deutsche-reichspolizei.de

http://amtswegweiser.de  und  http://reichsamt.info

http://nationalstaat-deutschland.de  und  http://nationalstaat-deutschland.de/einheit/

http://reichsdruckerei.de  und  http://deutsche-reichsdruckerei.de/Dienst

http://reichskasse.de

http://deutscher-gerichtshof.de  und  http://deutscher-gerichtshof.de/geschaeftsstelle/

http://volks-buero.de  und http://vb1873.de  und  http://mmgz.de

http://sekretariat.uni-spik.de  und  http://studium.uni-spik.de

Die vorgenannten Behörden sind staats- und völkerrechtlich eingerichtet, es
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mangelt  nur  noch  an  verantwortungsbewußten,  unbestechlichen  und
souveränen  deutschen  Staatsangehörigen,  die  diese  Behörden  in  die
Handlungsfähigkeit  versetzen.

Die Nationalflagge des Deutschen Reiches

ist schwarz-weiß-rot, siehe Artikel 55 der Verfassung

Unter  dieser  Flagge  war  Deutschland  erstmals  in  seiner  Geschichte  eine
geschlossene Nation der Deutschen Völker.

Ordnung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes wie es durch die Alliierten eingerichtet
wurde, geduldet wird und sich als Völkerrechtssubjekt Bundesrepublik Deutschland

nennen darf.

1949 bis heute

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland ist keine Verfassung und

wurde nicht von einem souveränen inländischen Gesetzgeber erschaffen, beschlossen und in Kraft
gesetzt. In diesem Gesetz gibt es noch heute die Anerkennung der Weimarer Verfassung, daraus
folgernd die  Anerkennung des  Versailler  Diktates,  des  Reichskonkordat,  aller  Besatzungs-  und
Siegergesetze, sowie die Aberkennung von Deutschland als Ganzes in seinen Grenzen wie es vor
dem Versailler Diktat bestand.

Der Bundespräsident

führt die Standarte der Weimarer Republik, seine Souveränität wird von den
Alliierten  und  europäischen  Ländern  geduldet.  Es  muß davon  ausgegangen
werden,  daß  er  den  Wolf  im  Schafspelz  verkörpert,  da  sein  Handeln  dem
Rechtskreis  der  Weimarer  Verfassung  zugrunde  liegt  und  die  von
Nichtdeutschen (Chasarenjuden) dem Deutschen Volk mit der brutalen Gewalt
des  1ten  Weltkriegs,  dem  Dolchstoß,  der  Hungerblockade  gegen  deutsche
Frauen,  Kinder  und  Greise  (Zivilbevölkerung),  dem Versailler  Diktat,  einer
terroristischen  handelnden  Nationalversammlung  und  den  Räterepubliken
oktroyiert wurde. Schon diese bewiesene Tatsachen erklären die Nichtigkeit der
BRD in allen Bereichen.

Der Bundesrat (nicht der Bundesrath)

besteht aus Bevollmächtigte der nichtrechtsfähigen Länder eines sogenannten Bundes
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes. Er unterliegt den Fremdmächten, wie einer EU,
einer UN und den Besatzungsstatuten, da sich die Legitimation dieses Unternehmens
aus nichtsouveränen Ländern ergibt.

http://verfassung-deutschland.de/#Artikel55


Der Bundestag (Marionetten im Reichstagsgebäude)

ist  ein  Unternehmen,  das  sich  an  die  Zeit  des  Norddeutschen  Bundes  orientieren
möchte.  Seine Souveränität wurde 1992 mit Artikel  23 GG, auf die EU übertragen.
Mittlerweile steht fest, daß sich der Bundestag nur noch als Vertreter der gesamten
Bevölkerung  sieht,  welcher  zu  keiner  Zeit  vom  deutsche  Staatsvolk,  sondern  von
Staatenlosen legitimiert wurde. Ein deutsches Volk gibt es für diesen Bundestag nicht
mehr.

Der Bundeskanzler

bzw.  die  Bundeskanzlerin  entbehrt  jeglicher  Bewertung,  da  sie  so  wie  der
Bundespräsident, der Bundesrat und der Bundestag, nach Anweisungen vom Zentralrat
der Juden, bzw. nach Anweisung von Fremdverwaltungen handeln.

Die  gesamten  Ämter,  Behörden,  Körperschaften,  Vereine,  Stiftungen,  Gemeinden  und
Institutionen der BRD

werden wie die oben aufgeführten BRD-Organe als gewerbliche Unternehmen geführt
und  abgerechnet.  Jegliche  Souveränität  wird  mit  Gewalt  und  Täuschung  im
Rechtsverkehr erzwungen. Eigentumsrecht spielt hier nur noch eine Rolle für die obere
Klasse der Unternehmer. Die unterste Ebene der Terroristen und Piraten bilden die
Bürgermeister, da sie ihre Macht mit Psychoterror, mit bewußten Falschdarstellungen,
mit Bestechungen, dem Handel von illegalen Dokumenten und mit dem Mißbrauch der
Exekutivorgane skrupellos aufrecht hält.

Das Bundesgesetzblatt

ist ein nichtamtliches Verzeichnis und kein amtliches Mitteilungsblatt

Die Personenstandsregister der BRD-Unternehmen

dienen nur gewerblichen Zwecken zur Ermittlung der Rentabilität und Wirtschaftlichkeit
dieser  Verwaltungsunternehmen.  Der  Handel  an  der  Börse  mit  Bürgern  und deren
Wirtschaftskraft ist nicht ausgeschlossen, da sich die verantwortlichen Geschäftsführer
durch undurchsichtige Stiftungen und Vereinen bedienen.

Die Bundesflagge dieses Vereinigten Wirtschaftsgebietes

ist schwarz-rot-gold auch da und dort schwarz-rot-gelb, siehe Artikel 22 GG, Absatz 2

Unter dieser Flagge wurde das Deutsche Volk nun 100 Jahre geknechtet durch
Nichtdeutsche.



Mehr ist zum Zustand und der Legitimation eines Vereinigten Wirtschaftsgebietes nicht anzufügen.

Ordnung der Deutschen Demokratie, die sich unter der Fremdverwaltung der Sowjetuinon
gründete, indem sie die Mauer errichtet und das restliche Deutschland in zwei Teile

spaltete.

1949 bis 1989

1. Verfassung der DDR  http://verfassung-deutschland.de/ddr-verfassung/ddr49.htm

2. Verfassung der DDR http://verfassung-deutschland.de/ddr-verfassung/ddr68.htm

3. Verfassung der DDR http://verfassung-deutschland.de/ddr-verfassung/ddr74.htm

Die  wenigsten  DDR-Bürger  wußten,  daß  die  DDR  im  Laufe  seiner  40  Jahre  drei
Verfassungen anwandte.  Aus den Verfassungen ist  zu entnehmen, daß die DDR die
Weimarer  Verfassung  ablehnte  und   man  sich  auch  nicht  an  die  Verfassung  des
Deutschen Reiche anlehnte. Somit kann über die Verfassung nicht die völkerrechtliche
Rechtsnachfolge auf das Deutsche Reich, wie es 1918 bestand, geknüpft werden. Auch
dann nicht, wenn die DDR während Ihrer Zeit die Reichsbahn der Weimarer Republik
fortexistieren lies.

Das  höchste  Organ  des  nichtrechtsfähigen  Unternehmens  der  Sowjetunion,  war  die
Volkskammer.

Präsident der Republik

er wurde von der Volkskammer bestimmt

Die Farben der Republik

ist schwarz-rot-gold,  siehe Artikel 2 der Verfassung.

Unter  dieser  Flagge  wurde  das  Deutsche  Volk  nun  100  Jahre  geknechtet,
gefoldert, vertrieben, gemordet, versklavt und seiner Rechte und dem Recht auf
Heimat beraubt.

Zu  keiner  Zeit,  so  auch  nicht  nach  dem  Mauerfall,  kann  die  DDR  die  völkerrechtliche
Rechtsnachfolge zum wahren Deutschen Reich belegen. Die sogenannte Wiedervereingung gab es
nocht  nicht,  da  es  die  Wiederherstellung  des  Deutschen  Reiches  wäre.  Ein  Vereinigung  der
Bevölkerung von West und Mitte kann nach 28 Jahren als noch nicht gelungen bewertet werden.

Ordnung nach der Revolution und dem Dolchstoß durch die Parteien unter der Führung
der Chaldäer bzw. Chasarenjuden

http://verfassung-deutschland.de/ddr-verfassung/ddr49.htm
http://verfassung-deutschland.de/ddr-verfassung/ddr68.htm
http://verfassung-deutschland.de/ddr-verfassung/ddr74.htm


ab 29.10.1918 bis zum Ende des sogenannten 2ten Weltkriegs im Jahr 1945

Die Weimarer Verfassung, fälschlich auch Verfassung des Deutschen Reiches genannt

http://verfassung-deutschland.de/weimarer-verfassung/index.htm

wurde durch eine sich selbst ins Leben gerufenen Nationalversammlung beschlossen,
die  sich  in  der  Zeit  der  Revolutionen,  Räterepubliken,  der  Katholiken-
Sozialistenparteien gegründet hatte.  Nach der Zerschlagung des Reichstages,  führte
man  das  Frauenwahlrecht  ein.  Die  Begründung  lag  auf  der  Hand,  da  die
wahlberechtigten Männer an der Front waren und die Nationalversammlung eine Wahl
benötigte, um die Demokratie zu wahren.

Die Verfassung war ein Ermächtigungsgesetz, was auch die Schreckensherrschaft der
Nazis für sich nutzte. Da die Verfassung das Versailler Diktat anerkennt, ist diese
Verfassung der wahre Dolchstoß in den Rücken des Deutschen Volkes.

Die wichtigsten hohen Ämter wurden nun von Nichtdeutschen (Chasarenjuden) geleitet. Alles Hab
und Gut wurde bis auf ein Minimum dem Deutschen Volk geraubt, nur die ehemaligen Fürsten und
Vasallen dieser neuen Regierung wurden für die Duldung der neuen nie legitimen Regierung sehr
großzügig belohnt. So ist es auch heute noch.

Das Reichspräsidium

hat sich durch die Revolution ermächtigt  und später durch eine nichtige Weimarer
Verfassung.

Der Reichsrat

ist nicht identisch mit dem Bundesrath.

Es gibt kein Gesetz oder Schriftstück aus dem hervorgeht, daß der wahre Bundesrath
aufgelöst oder entmachtet wurde. Ihm wurde einfach die Aufmerksamkeit entzogen,
voraus ging allerdings eine Rechtschreibreform, mit der man dem Bundesrath das “th”
veränderte (siehe die Runensprache)

Der Reichstag

wurde durch die “Revolutionäre” aufgelöst und zerschlagen, notfalls mit Mord. Bei der
ersten Wahl an der Frauen teilnehmen durften, wurde die Nationalversammlung als das
oberste  verfassungsgebende  Organ  gewählt,  die  mit  Inkraftsetzung  der  Weimarer
Verfassung auf einmal als Reichstag mutierte.

Der Reichskanzler

http://verfassung-deutschland.de/weimarer-verfassung/index.htm


war weisungsgebunden wie die vorgenannten Organe und die von ihm eingerichteten
Unternehmungen  die  sich  Reichsministerien  nannten.  Durch  die  Anerkennung  des
Versailler Diktates wurde in Folge das Deutsche Volk allen Rechten, besonders aber
auch der Staatsangehörigkeit, beraubt, seit 1921 werden Personalausweise vergeben.

Die angewandten Gesetze bezogen sich auf den Geltungsbereich der Verfassung des
wahren Deutschen Reiches,  mußten allerdings  im Sinne der  “Chaldäer”  und seiner
Vasallen angepaßt werden. Hierzu sei zu beachten, daß alle seit 1919 sich anmaßenden
Regierungen gezwungen waren, auf der Grundlage des wahren Deutschen Reiches bzw.
Deutschland als Ganzes zu handeln, um die auferlegten gigantischen Kriegsschulden zu
begleichen,  die  Gesetzesänderungen  der  originalen  Reichsgesetze  durch  diese
Fremdverwaltungen sind nichtig und ungültig, da die Originalen Reichsgesetze nur
von den Verfassungsorganen Bundesrath und Reichstag verändert werden können und
erst gelten, wenn diese im Deutschen Reichsanzeiger veröffentlicht sind.

Keine der Nachkriegsordnungen ab der Revolutionszeit 1918/1919  konnte den
Beweis antreten, daß es zum Wohle des Deutschen Volkes, als ein ehrenvoller
und würdevoller Rechtsnachfolger des Deutschen Reiches anerkannt werden
kann. Diese Erkenntnis ist hart, da nun aus dem normalen Deutschen Volk die
Menschen  gefunden  werden  müssen,  die  in  der  Lage  sind,  sich  allen
Verführungen des Kapitalismus zu wiedersetzen und mutig, unbestechlich und
ehrlich  die  Wiedervereinigung  Deutschlands  zum  Frieden  der  Welt  zu
vollziehen.

Am 29. Mai 2008 beschlossen 21 Statusdeutsche unter der Führung
von Erhard Lorenz und im Sinne der Erfreiung Deutschlands, im

Gegensatz zu allen damaligen Bewegungen oder kommissarischen
Reichsregierungen, daß nur die Verfassung 1871 die richtige

Verfassung ist und daß mit der Wiederbelebung des Bundesrathes (der
damals tatsächliche Souverän) das Deutsche Volk wieder in der Lage

sein wird, das Deutsche Reich völkerrechtlich und staatsrechtlich
handlungsfähig einzurichten. Nach diesem Beschluß wurde jede

Maßnahme, jeder Beschluß, jedes Gesetz und jedes Dokument gemäß
den wahren Gesetzen des Deutschen Reichs, letzter Änderungsstand

28. Oktober 1918, legitimiert oder in Kraft gesetzt.

Zum 18. April 2018 waren die Vorbereitungen für die wahre
Wiedervereinigung “Deutschland als Ganzes” abgeschlossen. Nun muß

das Deutsche Volk handeln!

Herausgegeben vom Bundespräsidium  am 21. Dezember 2018

 

http://www.bundespraesidium.de


Und wie komme ich nun an die mir zustehende Reichs- und
Staatsangehörigkeit?
1. Studiere die 13 Schritte solange, bis Du diese zweifelsfrei verstanden
hast;
2. Du vertraust uns und besorgst Dir Dokumente, wie diese nur von der
Deutschen Reichsdruckerei erstellt werden, damit Du im Besitz eines
Dokumentes bist, das unter dem Hoheitsrecht Deines Heimatstaates
herausgegeben wird;
3. Mit Erhalt meines Reichsdokumentes bin ich gemäß
Personenstandsgesetz des wahren Deutschlands im Personenstandsregister
registriert und bin endlich Reichs- und Staatsangehöriger. Ab diesem
Zeitpunkt stehen mir wieder Rechte zu, die einem Geschädigten zustehen;
4. Bevor ich mich mit dem “System” auseinandersetze, studiere ich die
Gesetze des Deutschen Reiches, denn diese gehen den Landesgesetzen
(darunter fällt auch die BRD) vor, siehe Artikel 2 der Reichsverfassung.
5. Benötige ich juristische Hilfe oder eine Beratung, dann wende ich mich an
ein Volks-Büro oder an die Reichsanwaltschaft unter
zentrale@reichsanwalt.de

Staatsvolk

Nach  der  Drei-Elemente-Lehre  ist  der  Staat  ein  soziales  Gebilde,  dessen  konstituierende
Merkmale ein von Grenzen umgebenes Territorium (Staatsgebiet), eine darauf als Kernbevölkerung
ansäßige  Gruppe  von  Menschen  (Staatsvolk)  sowie  eine  auf  diesem  Gebiet  herrschende
Staatsordnung  kennzeichnen.

Der Begriff Staatsvolk bezeichnet im ursprünglichen Sinne eine Gemeinschaft
von Menschen, die als Volk (Staatsgrenzen übergreifend) oder Teil eines Volkes
über gleiche Abstammung, Sprache und Kultur, ggf. Geschichte verbunden sind
und die über ein gemeinsames Staatswesen auf einem bestimmten Territorium
verfügen (Nation). Nicht zu vergleichen mit dem sogenannten Staatsvolk eines
Vereinigten  Wirtschaftsgebiet  (Völkerrechtssubjekt  “Bundesrepublik
Deutschland”), die als Staatsvolk die Gesamtheit aller in seinem Rechtskreis
lebenden  Menschen  meint,  demgemäß  alle  die  einen  Personalausweis  der
Bundesrepublik Deutschland erworben haben.

Das  Staatsvolk  einer  Nation  oder  Bundesstaates,  hat  durch  den  Nachweis  seiner
jeweiligen Staatsangehörigkeit  Rechte und Pflichten, eines davon ist  das Wahlrecht.
Menschen ohne Staatsangehörigkeit  (Volkszugehörige,  Staatenlose,  unter  Betreuung
stehende, Personal) mangelt es am Wahl- und Mitbestimmungsrecht der Nation oder des
Bundesstaates, (siehe die BRD und ehemalige DDR).

Nach diesem Maßstab betrachten wir die Verfassung die für Deutschland im Deutschen
Reich gilt und nachfolgend dazu im Vergleich das Grundgesetz für die BRD, die DDR-
Verfassung und die Weimarer Verfassung.
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Artikel 3

Für ganz Deutschland besteht ein gemeinsames Indigenat mit der Wirkung,
daß der Angehörige (Unterthan, Staatsbürger) eines jeden Bundesstaates in
jedem anderen Bundesstaate als Inländer zu behandeln und demgemäß zum

festen Wohnsitz, zum Gewerbebetriebe, zu öffentlichen Ämtern, zur
Erwerbung von Grundstücken, zur Erlangung des Staatsbürgerrechtes und

zum Genusse aller sonstigen bürgerlichen Rechte unter denselben
Voraussetzungen wie der Einheimische zuzulassen, auch in Betreff der

Rechtsverfolgung und des Rechtsschutzes demselben gleich zu behandeln ist.

Kein Deutscher darf in der Ausübung dieser Befugnis durch die Obrigkeit
seiner Heimath, oder durch die Obrigkeit eines anderen Bundesstaates

beschränkt werden.

Diejenigen Bestimmungen, welche die Armenversorgung und die Aufnahme in
den lokalen Gemeindeverband betreffen, werden durch den im ersten Absatz

ausgesprochenen Grundsatz nicht berührt.

Ebenso bleiben bis auf  Weiteres die Verträge in Kraft, welche zwischen den
einzelnen Bundesstaaten in Beziehung auf die Übernahme von

Auszuweisenden, die Verpflegung erkrankter und die Beerdigung verstorbener
Staatsangehörigen bestehen.

Hinsichtlich der Erfüllung der Militairpflicht im Verhältnis zu dem
Heimathslande wird im Wege der Reichsgesetzgebung das Nöthige geordnet

werden.

Dem Auslande gegenüber haben alle Deutschen gleichmäßig Anspruch auf den
Schutz des Reichs.

Artikel 4

Der Beaufsichtigung Seitens des Reichs und der Gesetzgebung desselben
unterliegen die nachstehenden Angelegenheiten:

1.  die  Bestimmungen  über  Freizügigkeit,  Heimaths-  und  Niederlassungs-
Verhältnisse, Staatsbürgerrecht, Paßwesen und Fremdenpolizei und über den
Gewerbebetrieb,  einschließlich  des  Versicherungswesens,  soweit  die
Gegenstände nicht schon durch den Artikel 3 dieser Verfassung erledigt sind,
in  Bayern  jedoch  mit  Ausschluß  der  Heimaths-  und  Niederlassungs-
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Verhältnisse, desgleichen über die Kolonisation und die Auswanderung nach
außerdeutschen Ländern;

6. der Schutz des geistigen Eigenthums; usw. usw.

Zusätz l i ch  und  ergänzend   war  das  Bundes -  und
Staatsangehörigkeitsgesetz  vom  01.06.1870  in  Kraft,  das  zum  01.
Januar 1914 durch das Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz vom 
11. Juli 1913, ersetzt wurde. Zitat von § 1, des RuStaG “Deutscher ist,
wer die Staatsangehörigkeit in einem Bundesstaat (§§ 3 bis 32) oder die
unmittelbare Reichsangehörigkeit (§§ 3 bis 35) besitzt.”

Z u s a t z b e m e r k u n g :  D i e  S t a a t s a n g e h ö r i g k e i t  a u s  d e n  b e i d e n
Staatsangehörigkeitsgesetzen und der Verfassung beziehen sich immer auf die Existenz
der Bundesstaaten, die als teilsouveräne Gliedstaaten das Bundesgebiet darstellen. Eine
Veränderung der Staaten bedeutet eine Veränderung des Staatsvolkes, das sich seit
1921 über die Personalausweise ausdrückt.

Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland

Artikel 116 alte und neue Fassung

Art.  116. (1) Deutscher im Sinne dieses Grundgesetzes ist vorbehaltlich anderweitiger
gesetzlicher Regelung, wer die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt oder als Flüchtling
oder  Vertriebener  deutscher  Volkszugehörigkeit  oder  als  dessen  Ehegatte  oder
Abkömmling in dem Gebiete des Deutschen Reiches nach dem Stande vom 31. Dezember
1937 Aufnahme gefunden hat.
(2) Frühere deutsche Staatsangehörige, denen zwischen dem 30. Januar 1933 und dem 8.
Mai 1945 die Staatsangehörigkeit  aus politischen, rassischen oder religiösen Gründen
entzogen worden ist, und ihre Abkömmlinge sind auf Antrag wieder einzubürgern. Sie
gelten  als  nicht  ausgebürgert,  sofern  sie  nach  dem 8.  Mai  1945  ihren  Wohnsitz  in
Deutschland genommen haben und nicht einen entgegengesetzten Willen zum Ausdruck
gebracht haben.

Zusatzbemerkung: Die deutsche Staatsangehörigkeit geht nicht aus dem Grundgesetz
hervor, sondern ist nur vorbehaltlich anderweitiger gesetzlicher Regelungen zu finden.
Die BRD bezieht sich mit der Grenzanerkennung vom 31.12.1937 eindeutig auf das
Gebiet, daß durch das Versailler Diktat festgelegt und  durch die Weimarer Verfassung
anerkannt wurde. Somit erkennt das Grundgesetz das Versailler Diktat an und bekennt
sich zum Rechtsnachfolger der Fremdverwaltungen.  Sehr wichtig ist die Tatsache,
daß es im Artikel 116 nicht um die Staatsangehörigkeit von Heimatdeutschen
oder  Flüchtlingsdeutschen  geht,  sondern  um  die  Volkszugehörigkeit  der
sogenannten Juden, die man nach Ende des sogenannten 2ten Weltkrieges für
den Aufbau von ISRAEL benötigte oder während des Krieges in andere Länder
geflüchtet sind.



Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik
vom 7. Oktober 1949

Art. 1. Es gibt nur eine deutsche Staatsangehörigkeit.

Art. 3. Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus.usw. usw.

Zusatzbemerkung:  Die  deutsche Staatsangehörigkeit  kann aus  der  Verfassung nicht
ermittelt  werden.  Obwohl  die  DDR-Verfassung  hauptsächlich  auf  Rechte  und
Vorschriften  für  seine  Bürger  aufgebaut  wurde,  kann  jeder  ehrliche  und  neutrale
Mensch feststellen, daß die Gleichheit der DDR-Bevölkerung nie stattfand und auch nie
praktiziert  wurde.  Ein  Staatsangehörigkeitsgesetz  unter  Fremdverwaltung  und  der
erlebten Politik der DDR ist eine Farce in der deutschen Geschichte.

Weimarer Reichsverfassung

Stand 11. August 1919

Artikel 1. Das Deutsche Reich ist eine Republik. Die Staatsgewalt geht vom Volke aus.

Die fremdgesteuerte Marionettenreichsregierung benutzt für ihren
Staatsstreich das zum 01. Januar 1914 in Kraft gesetzte Reichs- und

Staatsangehörigkeitsgesetz vom  11. Juli 1913. Zitat von § 1, des RuStaG
“Deutscher ist, wer die Staatsangehörigkeit in einem Bundesstaat (§§ 3 bis 32)

oder die unmittelbare Reichsangehörigkeit (§§ 3 bis 35) besitzt.” Es darf
verstanden werden, daß die damaligen Staatsangehörigen durch die

Vasallenregierung im Rechtsverkehr getäuscht wurden, womit jede Wahl und
jeder Volksentscheid ab dem 29.10.1918 als nichtig erklärt werden muß.

Zusatzbemerkung: Die Weimarer Republik hatte zu keinem Moment ihrer Existenz ein
eigenes Staatsvolk. Das Staatsgebiet umfaßt nur die Grenzen, die das Versailler Diktat

festgelegt hatte. Der nachfolgende Führerstaat übernahm nur Staatenlose und
ermächtigte sich selbst, die Bevölkerung zu Reichsangehörigen des geplanten

Großdeutschen Reiches zu machen. Artikel 1 des Nazi-Staatsangehörigkeitsgesetzes (2te
Fassung) lautete wie folgt: “Deutscher ist, wer die … unmittelbare

Reichsangehörigkeit … besitzt“. Dieses Gesetz wurde durch die BRD so übernommen
und bis in die Neuzeit verwendet. Ab Dezember 2010 wurd der Begriff “Reich” mit

“Staat” ausgetauscht.

Keine der zwei ehemalig verwendeten Verfassungen und das Grundgesetz kann
das Staatsvolk so genau definieren wie Artikel 3 der Verfassung des Deutschen
Reiches und das RuStaG 1913, beide wurden zu keiner Zeit außer Kraft gesetzt.



Hinzu kommt, daß unsere Verfassung und das RuStaG 1913 durch die beiden
Verfassungsorgane Bundesrath und Reichstag beschlossen und in Kraft gesetzt
wurden, während die Weimarer- und DDR-Verfassung, das Grundgesetz und die

verwendeten Staatsangehörigkeitsgesetze nur von fremdgesteuerten
Verwaltungen erschaffen und oktroyiert wurden.

Am 29. Mai 2008 beschlossen 21 Statusdeutsche, unter der Führung
von Erhard Lorenz und im Sinne der Erfreiung Deutschlands, im

Gegensatz zu allen damaligen Bewegungen oder kommissarischen
Reichsregierungen, daß nur die Verfassung 1871 die richtige

Verfassung ist und daß mit der Wiederbelebung des Bundesrathes (der
damals tatsächliche Souverän) das Deutsche Volk wieder in der Lage

sein wird, das Deutsche Reich völkerrechtlich und staatsrechtlich
handlungsfähig einzurichten. Nach diesem Beschluß wurde unter der

Führung des (Volks)Bundesrathes jede Maßnahme, jeder Beschluß,
jedes Gesetz und jedes Dokument gemäß den wahren Gesetzen des

Deutschen Reichs, letzter Änderungsstand 28. Oktober 1918,
legitimiert und in Kraft gesetzt.

Zum 18. April 2018 waren die Vorbereitungen für die wahre
Wiedervereinigung “Deutschland als Ganzes” abgeschlossen. Nun muß

das Deutsche Volk handeln!

Herausgegeben vom Bundespräsidium am 21. Dezember 2018

 

Und wie komme ich nun an die mir zustehende Reichs- und
Staatsangehörigkeit?
1. Studiere die 13 Schritte solange, bis Du diese zweifelsfrei verstanden hast;
2. Du vertraust uns und besorgst Dir Dokumente, wie diese nur von der
Deutschen Reichsdruckerei erstellt werden, damit Du im Besitz eines
Dokumentes bist, das unter dem Hoheitsrecht Deines Heimatstaates
herausgegeben wird;
3. Mit Erhalt meines Reichsdokumentes bin ich gemäß Personenstandsgesetz
des wahren Deutschlands im Personenstandsregister registriert und bin endlich
Reichs- und Staatsangehöriger. Ab diesem Zeitpunkt stehen mir wieder Rechte
zu, die einem Geschädigten zustehen;
4. Bevor ich mich mit dem “System” auseinandersetze, studiere ich die Gesetze
des Deutschen Reiches, denn diese gehen den Landesgesetzen (darunter fällt
auch die BRD) vor, siehe Artikel 2 der Reichsverfassung.
5. Benötige ich juristische Hilfe oder eine Beratung, dann wende ich mich an ein
Volks-Büro oder an die Reichsanwaltschaft unter zentrale@reichsanwalt.de
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„Der Beginn einer neuen Epoche“

„Der Beginn einer neuen Epoche“

Die  heutige  Zusammenfassung  ist  auch  an  die  Personen  gerichtet,  die  bisher  unsere
verfassungskonforme  Aufbauarbeit  zur  Wiedervereinigung  und  zur  Einheit  und  Freiheit
Deutschlands mit unwürdigen Handlungen abgelehnt haben, denn Einheit bedeutet sich mit dem
Einen zu verbinden und Freiheit bedeutet Verpflichtung auch für sich selbst zu tragen.

Das „Recht auf Heimat“ braucht keine lauten Worte, wehende Fahnen, Gebrülle, Demonstration und
Kampf,  es  ist  ein  unbeschreibliches  tief  sitzendes  Gefühl,  das  nur  erscheint,  wenn  Würde,
Ehrlichkeit, Unbestechlichkeit, Wahrheitstreue und Ahnenpflicht unsere Handlungen beflügeln. Das
Problem ist nicht das System selbst, sondern die Menschen denen die vorhergenannten Werte fremd
sind.

Nun ein Überblick unserer Präsentationen im Weltnetz:

Es gibt nur eine legitime Verfassung für Deutschland als Ganzes!

https://verfassung-deutschland.de

https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/reichsverfassung/

https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/verfassung/

Wer hat uns legitimiert?

https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/legitimation/

Warum nennen wir uns Bundespräsidium?

https://bundespraesidium.de/standesamt/bundespraesidium/

https://bundespraesidium.de

Warum gibt es einen Präsidialsenat im Bundespräsidium?

https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/rgbl-1005232-nr7-uebergangsgesetz-zur-wiederherste
llung-der-handlungsfaehigkeit-des-deutschen-reiches/

https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/rgbl-1005234-nr8-wahlgesetz-praesidialsenat/

https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/rgbl-1311093-nr49-gesetz-betreffend-dem-praesidium-
des-bundes/

Die beiden gesetzgebenden und verfassungsgebenden Organe

http://bundesrath.de

http://volks-reichstag.de
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Unser amtliches Mitteilungsblatt der Reichs-Anzeiger!

https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/

https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/archiv/

https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/

Das nie außer Kraft gesetzte Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz (RuStaG 1913),
aktuelle Fassung.

https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/rustag-1913/

https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/rustag-1913-reichs-und-staatsangehoerigkeitsgesetz/

Der oberste Gerichtshof für Deutschland und das Deutsche Reich.

https://deutscher-gerichtshof.de/geschaeftsstelle/

Die oberste Reichsbehörde.

https://reichsamt-des-innern.de/

Unser Amtswegweiser zu Behörden und wichtigen Seiten.

https://amtswegweiser.de/

https://www.reichsamt.info/amtswegweiser/

Das Personenstandsregister für Deutschland und seinen Bundesstaaten.

https://bundespraesidium.de/standesamt/

http://personenstandsregister.bundespraesidium.de/

Urkunden und Dokumente, unserer Deutschen Reichsdruckerei (J-D-R-Druckerei)

https://deutsche-reichsdruckerei.de/Dienst/

https://deutsche-reichsdruckerei.de/Dienst/shop/

http://reichsdruckerei.de

Volks-Büro Hand in Hand für Menschen mit gemeinsamen Zielen

https://volks-buero.de/

Wir bringen Licht auf den Weg in die Erkenntnis!

https://vb1873.de/webshop/

https://uni-spik.de/studium/

https://mmgz.de/Zeitung/
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https://mmgz.de/hand-in-hand/

Studieren Sie den Deutschen Reichsanzeiger sehr genau und wenden Sie in ihrem eigenen Interesse
für das Recht auf Eigentum, auf Staatsangehörigkeit und auf Recht, die Gesetze des souveränen
Deutschlands an. Diese stehen bei richtiger und souveräner Anwendung über den Vorschriften von
Fremdverwaltungen, Vereinigten Wirtschaftsgebieten, von Parteien und Handelsunternehmungen.
Bedenkt dabei,  daß die genannten Organisationen für die Anwendung staatlicher Gesetze nicht
legitimiert sind und diese nicht anwenden.

https:/deutscher-reichsanzeiger.de/

Als Datei zum herunterladen unter:

https://bundespraesidium.de/Ablage/Beginn-einer-neuen-Epoche-zum-27-Nov-2018.pdf

Erstellt durch Erhard Lorenz, am 27. November des Jahres 2018

RGBl-1502061-Nr02-
Ausfuehrungsverordnung-
Personenstandsgesetz bzw.
Personenstandsregister

Gesetz, betreffend die Ausführung des Gesetzes über die Beurkundung des
Personenstandes und die Eheschließung

gegeben am 06.02.2015, im Namen des Deutschen Reiches

In Kraft gesetzt am 27.03.2015 durch Veröffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger
nach erfolgter Zustimmung des Volks-Bundesrathes und des Volks-Reichstages, was folgt:

Nr. 02

§ 1.

Im Sinne § 83 des Gesetzes über die Beurkundung des Personenstandes und die Eheschließung,
RgBl Band 1875, Nr. 4 vom 06. Februar 1875, ist das Reichs- und Bundespräsidium die oberste
Zentralbehörde  aller  Standesämter,  höheren  Verwaltungsbehörden  und  unteren
Verwaltungsbehörden.

§ 2.

Es wird das Standesamt Deutschland im Deutschen Reich eingerichtet, das bis zur Herstellung der
Handlungsfähigkeit der Bundesstaaten alle personenbezogenen Daten in den jeweiligen Registern
verwaltet und die Register so führt, daß diese je nach Entwicklung der einzelnen Bundesstaaten
lückenlos  übertragen  werden  können.  Die  Ernennung  der  Standesbeamten  erfolgt  nach  den
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aktuellen Vorschriften und Gesetzen des Deutschen Reiches.

§ 3.

Allen  gewerblich  handelnden  Standesbeamten  und  deren  Aufsichtsbehörden,  deren  Urkunden,
Dokumente und Vorschriften, mangelt es an der staatsrechtlichen Legitimation und Anerkennung.
Diese kann erworben werden, wenn die dafür eingerichteten Rechtsvorschriften des Deutschen
Reiches erfüllt wurden.

§ 4.

Dieses Gesetz tritt mit Veröffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger in Kraft.

Reichsgesetzblatt “RGBl-1502061-Nr02-Ausfuehrungsverordnung-Personenstandsgesetz”
Amtsschrift

Reichsgesetzblatt “RGBl-1502061-Nr02-Ausfuehrungsverordnung-Personenstandsgesetz”_D

RGBl-1410081-Nr32-Gesetz-Ausweispflicht –
Ausweisegesetz

Gesetz, betreffend die Ausweispflicht in Deutschland
gegeben am 08.10.2014, im Namen des Deutschen Reiches

In Kraft gesetzt am 28.10.2014 durch Veröffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger
nach erfolgter Zustimmung des Volks-Bundesrathes und des Volks-Reichstages, was folgt:

Nr. 32

Die Reichs- und Staatsangehörigkeit kann nur durch einen Staatsangehörigkeitsausweis
(Urkunde) oder durch einen Reichs-Personenausweis nachgewiesen werden, die von einer
staatlich  anerkannten  dafür  berechtigten  Behörde  des  Deutschen  Reiches  ausgestellt
wurden.  Dieses  Gesetz  dient  vorrangig  der  Herstellung  der  Handlungsfähigkeit  des
Deutschen Reiches und seiner innerstaatlichen Ordnung und wird bei den ersten freien
Wahlen und Abstimmungen, sowie in Angelegenheiten der innerstaatlichen Ordnung seine
Anwendung finden.

§ 1.

Es  ist  die  Pflicht  eines  jeden  Reichs-  und  Staatsangehörigen,  ab  dem  16.  Lebensjahr  einen
staatlichen Identitätsnachweis zu besitzen und mitzuführen, um diesen auf Verlangen einer zur
Identitätsfeststellung berechtigten Behörde, Beamten oder Bediensteten vorlegen zu können.

§ 2.

Wer sich nicht durch staatlich anerkannte Dokumente ausweisen kann, gilt im Sinne dieses Gesetzes
als Ausländer, Staatenloser, Personal oder Bürger ohne bürgerliche Rechte. Alles weitere regelt das
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Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz vom 22. Juli 1913, das RGBl-0909262-Nr2-Reichswahlgesetz
und das RGBl-1410031-Nr30-Gesetz-Erwerb-Reichsangehoerigkeit,  die durch dieses Gesetz nicht
berührt werden.

§ 3.

Im Sinne dieses Gesetzes wird auf das Gesetz über die Beurkundung des Personenstandes und die
Eheschließung RGBl. Band 1875, Nr. 4 Seite 23-40 verwiesen.

§ 4.

In  Ermangelung  landesgesetzlicher  Behörden  der  Bundesstaaten  oder  deren  Provinzen  und
Bezirken,  tritt  an  dessen  Stelle  das  Reichsamt  des  Innern  und dessen  dafür  verantwortlichen
Behörden. Die Herstellung und der Vertrieb dieser Dokumente obliegt ausschließlich der
Deutschen Reichsdruckerei.

§ 5.

Dieses Gesetz tritt mit Veröffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger in Kraft.
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RGBl-1410081-Nr32-Gesetz-Ausweispflicht –
Ausweisgesetz

Gesetz, betreffend die Ausweispflicht in Deutschland
gegeben am 08.10.2014, im Namen des Deutschen Reiches

In Kraft gesetzt am 28.10.2014 durch Veröffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger
nach erfolgter Zustimmung des Volks-Bundesrathes und des Volks-Reichstages, was folgt:

Nr. 32

Die Reichs- und Staatsangehörigkeit kann nur durch einen Staatsangehörigkeitsausweis
(Urkunde) oder durch einen Reichs-Personenausweis nachgewiesen werden, die von einer
staatlich  anerkannten  dafür  berechtigten  Behörde  des  Deutschen  Reiches  ausgestellt
wurden.  Dieses  Gesetz  dient  vorrangig  der  Herstellung  der  Handlungsfähigkeit  des
Deutschen Reiches und seiner innerstaatlichen Ordnung und wird bei den ersten freien
Wahlen und Abstimmungen, sowie in Angelegenheiten der innerstaatlichen Ordnung seine
Anwendung finden.

§ 1.

Es  ist  die  Pflicht  eines  jeden  Reichs-  und  Staatsangehörigen,  ab  dem  16.  Lebensjahr  einen
staatlichen Identitätsnachweis zu besitzen und mitzuführen, um diesen auf Verlangen einer zur

http://deutscher-reichsanzeiger.de/2014/Amtsblatt/RGBl-1410081-Nr32-Gesetz-Ausweispflicht.pdf
http://deutscher-reichsanzeiger.de/2014/Druck/RGBl-1410081-Nr32-Gesetz-Ausweispflicht_D.pdf
http://deutscher-reichsanzeiger.de/2014/Druck/RGBl-1410081-Nr32-Gesetz-Ausweispflicht_D.pdf
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/rgbl-1410081-nr32-gesetz-ausweispflicht-ausweisgesetz/
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/rgbl-1410081-nr32-gesetz-ausweispflicht-ausweisgesetz/


Identitätsfeststellung berechtigten Behörde, Beamten oder Bediensteten vorlegen zu können.

§ 2.

Wer sich nicht durch staatlich anerkannte Dokumente ausweisen kann, gilt im Sinne dieses Gesetzes
als Ausländer, Staatenloser, Personal oder Bürger ohne bürgerliche Rechte. Alles weitere regelt das
Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz vom 22. Juli 1913, das RGBl-0909262-Nr2-Reichswahlgesetz
und das RGBl-1410031-Nr30-Gesetz-Erwerb-Reichsangehoerigkeit,  die durch dieses Gesetz nicht
berührt werden.

§ 3.

Im Sinne dieses Gesetzes wird auf das Gesetz über die Beurkundung des Personenstandes und die
Eheschließung RGBl. Band 1875, Nr. 4 Seite 23-40 verwiesen.

§ 4.

In  Ermangelung  landesgesetzlicher  Behörden  der  Bundesstaaten  oder  deren  Provinzen  und
Bezirken,  tritt  an  dessen  Stelle  das  Reichsamt  des  Innern  und dessen  dafür  verantwortlichen
Behörden. Die Herstellung und der Vertrieb dieser Dokumente obliegt ausschließlich der
Deutschen Reichsdruckerei.

§ 5.

Dieses Gesetz tritt mit Veröffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger in Kraft.
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Personenstandsgesetz für Deutschland im
Deutschen Reich 1875

Gesetz über die Beurkundung des Personenstandes und die Eheschließung
Personenstandsgesetz 1875 Stand: 18.08.1896 gemäß EGBGB und den 03.10.2016, gemäß

Bereinigungsgesetz

Veröffentlichung am 01.10.2011 durch den Deutschen Reichsanzeiger
(zu keiner Zeit außerkraft gesetzt)

Titel: Gesetz über die Beurkundung des Personenstandes und
die Eheschließung.

Fundstelle: Deutsches Reichsgesetzblatt Band 1875, Nr. 4, Seite 23 – 40
Fassung vom: 6. Februar 1875
Bekanntmachung: 9. Februar 1875
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Änderungsstand:
18.08.1896 gemäß EGBGB, in Folge den § 72. gegenstandslos zum
03. Oktober 2016 durch RGBl-1609191-Nr28- gemäß erstes
Bereinigungsgesetz

(Nr. 1040.) Gesetz über die Beurkundung des Personenstandes und die Eheschließung. Vom 6. Februar 1875.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preußen etc.
verordnen im Namen des Deutschen Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundesraths und des Reichstags,
was folgt:

Nr. 4.

Erster Abschnitt.
Allgemeine Bestimmungen.

§ 1.

Die Beurkundung der Geburten, Heirathen und Sterbefälle erfolgt ausschließlich durch die vom
Staate bestellten Standesbeamten mittels Eintragung in die dazu bestimmten Register.

§ 2.

Die  Bildung  der  Standesamtsbezirke  erfolgt  durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde.  Die
Standesamtsbezirke können aus einer oder mehreren Gemeinden gebildet, größere Gemeinden in
mehrere Standesamtsbezirke getheilt werden.

§ 3.

Für jeden Standesamtsbezirk ist ein Standesbeamter und mindestens ein Stellvertreter zu bestellen.
Für  den  Fall  vorübergehender  Behinderung  oder  gleichzeitiger  Erledigung  des  Amtes  des
Standesbeamten und der Stellvertreter ist die nächste Aufsichtsbehörde ermächtigt, die einstweilige
Beurkundung des  Personenstandes  einem benachbarten  Standesbeamten oder  Stellvertreter  zu
übertragen. Die Bestellung erfolgt, soweit nicht im §. 4 ein Anderes bestimmt ist, durch die höhere
Verwaltungsbehörde. Geistlichen und anderen Religionsdienern darf das Amt eines Standesbeamten
oder die Stellvertretung eines solchen nicht übertragen werden.

§ 4.

In  den  Standesamtsbezirken,  welche  den  Bezirk  einer  Gemeinde  nicht  überschreiten,  hat  der
Vorsteher  der  Gemeinde  (Bürgermeister,  Schultheiß,  Ortsvorsteher  oder  deren  gesetzlicher
Stellvertreter)  die  Geschäfte  des  Standesbeamten  wahrzunehmen,  sofern  durch  die  höhere
Verwaltungsbehörde nicht  ein besonderer Beamter für  dieselben bestellt  ist.  Der Vorsteher ist
jedoch  befugt,  diese  Geschäfte  mit  Genehmigung  der  höheren  Verwaltungsbehörde  anderen
Gemeindebeamten  widerruflich  zu  übertragen.  Die  Gemeindebehörde  kann  die  Anstellung
besonderer Standesbeamten beschließen. Die Ernennung der Standesbeamten erfolgt in diesem
Falle durch den Gemeindevorstand unter Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde. In der
gleichen Weise erfolgt die Bestellung der Stellvertreter. Die durch den Gemeindevorstand ernannten
besonderen Standesbeamten und deren Stellvertreter sind Gemeindebeamte.

§ 5.

Die durch die höhere Verwaltungsbehörde erfolgte Bestellung und Genehmigung zur Bestellung ist
jederzeit widerruflich.
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§ 6.

Ist ein Standesamtsbezirk aus mehreren Gemeinden gebildet, so werden der Standesbeamte und
dessen Stellvertreter stets von der höheren Verwaltungsbehörde bestellt. Ein jeder Vorsteher oder
andere Beamte einer dieser Gemeinden ist verpflichtet,  das Amt des Standesbeamten oder des
Stellvertreters zu übernehmen. Die landesgesetzlichen Vorschriften, nach welchen den Vorstehern
der  aus  mehreren  Gemeinden  gebildeten  Verbände  die  gleiche  Verpflichtung  obliegt,  werden
hierdurch nicht berührt.

§ 7.

Die etwa erforderliche Entschädigung der nach §. 4 von den Gemeinden bestellten Standesbeamten
fällt der Gemeinde zur Last. Die in §. 6 Absatz 2 und 3 bezeichneten Beamten sind berechtigt, für
Wahrnehmung der Geschäfte des Standesbeamten von den zum Bezirk ihres Hauptamtes nicht
gehörigen Gemeinden eine in allen Fällen als Pauschquantum festzusetzende Entschädigung zu
beanspruchen. Die Festsetzung erfolgt durch die untere Verwaltungsbehörde; über Beschwerden
entscheidet  endgültig  die  höhere  Verwaltungsbehörde.  Bestellt  die  höhere  Verwaltungsbehörde
andere Personen zu Standesbeamten oder  zu Stellvertretern,  so  fällt  die  etwa zu gewährende
Entschädigung der Staatskasse zur Last.

§ 8.

Die sächlichen Kosten werden in  allen Fällen von den Gemeinden getragen;  die  Register  und
Formulare zu allen Registerauszügen werden jedoch den Gemeinden von der Zentralbehörde des
Bundesstaats kostenfrei geliefert.

§ 9.

In  Standesamtsbezirken,  welche  aus  mehreren  Gemeinden  gebildet  sind,  wird  die  den
Standesbeamten  oder  den  Stellvertretern  zu  gewährende  Entschädigung  und  der  Betrag  der
sächlichen Kosten auf die einzelnen betheiligten Gemeinden nach dem Maßstabe der Seelenzahl
vertheilt.

§ 10.

Den  Gemeinden  im  Sinne  dieses  Gesetzes  werden  die  außerhalb  der  Gemeinden  stehenden
Gutsbezirke, den Gemeindevorstehern die Vorsteher dieser Bezirke gleich geachtet.

§ 11.

Die Aufsicht über die Amtsführung der Standesbeamten wird von der unteren Verwaltungsbehörde,
in höherer Instanz von der höheren Verwaltungsbehörde geübt, insoweit die Landesgesetze nicht
andere Aufsichtsbehörden bestimmen. Die Aufsichtsbehörde ist befugt, gegen den Standesbeamten
Warnungen, Verweise und Geldstrafen zu verhängen. Letztere dürfen für jeden einzelnen Fall den
Betrag von einhundert  Mark nicht  übersteigen.  Lehnt  der  Standesbeamte die  Vornahme einer
Amtshandlung ab,  so kann er dazu auf  Antrag der Betheiligten durch das Gericht angewiesen
werden.  Zuständig  ist  das  Gericht  erster  Instanz,  in  dessen Bezirk  der  Standesbeamte seinen
Amtssitz hat. Das Verfahren und die Beschwerdeführung regelt sich, insoweit die Landesgesetze
nicht  ein  Anderes  bestimmen,  nach  den  Vorschriften,  welche  in  Sachen  der  nichtstreitigen
Gerichtsbarkeit gelten.



§ 12.

Von jedem Standesbeamten  sind  drei  Standesregister  unter  der  Bezeichnung:  Geburtsregister,
Heirathsregister, Sterberegister zu führen.

§ 13.

Die  Eintragungen  in  die  Standesregister  erfolgen  unter  fortlaufenden  Nummern  und  ohne
Abkürzungen.  Unvermeidliche Zwischenräume sind durch Striche auszufüllen;  die  wesentlichen
Zahlenangaben  mit  Buchstaben  zu  schreiben.  Die  auf  mündliche  Anzeige  oder  Erklärung
erfolgenden Eintragungen sollen enthalten: 1. den Ort und Tag der Eintragung; 2. die Bezeichnung
der Erschienenen; 3. den Vermerk des Standesbeamten, daß und auf welche Weise er sich die
Ueberzeugung von der Persönlichkeit der Erschienenen verschafft hat; 4. den Vermerk, daß die
Eintragung den Erschienenen vorgelesen und von denselben genehmigt ist; 5. die Unterschrift der
Erschienenen und, falls sie schreibensunkundig oder zu schreiben verhindert sind, ihr Handzeichen
oder die Angabe des Grundes, aus welchem sie dieses nicht beifügen konnten; 6. die Unterschrift
des Standesbeamten. Die auf schriftliche Anzeige erfolgenden Eintragungen sind unter Angabe von
Ort  und Tag der  Eintragung zu  bewirken und durch die  Unterschrift  des  Standesbeamten zu
vollziehen. Zusätze, Löschungen oder Abänderungen sind am Rande zu vermerken und gleich der
Eintragung selbst besonders zu vollziehen.

§ 14.

Von jeder Eintragung in das Register ist von dem Standesbeamten an demselben Tage eine von ihm
zu beglaubigende Abschrift in ein Nebenregister einzutragen. Nach Ablauf des Kalenderjahres hat
der Standesbeamte jedes Haupt- und jedes Nebenregister unter Vermerkung der Zahl der darin
enthaltenen Eintragungen abzuschließen und das Nebenregister der Aufsichtsbehörde einzureichen;
die letztere hat dasselbe nach erfolgter Prüfung dem Gerichte erster Instanz zur Aufbewahrung
zuzustellen.  Eintragungen,  welche  nach  Einreichung des  Nebenregisters  in  dem Hauptregister
gemacht werden, sind gleichzeitig der Aufsichtsbehörde in beglaubigter Abschrift mitzutheilen. Die
Letztere hat zu veranlassen, daß diese Eintragungen dem Nebenregister beigeschrieben werden.

§ 15.

Die ordnungsmäßig geführten Standesregister (§§. 12 bis 14) beweisen diejenigen Thatsachen, zu
deren Beurkundung sie bestimmt und welche in ihnen eingetragen sind, bis der Nachweis der
Fälschung, der unrichtigen Eintragung oder der Unrichtigkeit der Anzeigen und Feststellungen, auf
Grund  deren  die  Eintragung  stattgefunden  hat,  erbracht  ist.  Dieselbe  Beweiskraft  haben  die
Auszüge,  welche  als  gleichlautend  mit  dem Haupt-  oder  Nebenregister  bestätigt  und  mit  der
Unterschrift  und dem Dienstsiegel  des  Standesbeamten oder  des  zuständigen Gerichtsbeamten
versehen sind. Inwiefern durch Verstöße gegen die Vorschriften dieses Gesetzes über Art und Form
der Eintragungen die Beweiskraft aufgehoben oder geschwächt wird, ist nach freiem richterlichen
Ermessen zu beurtheilen.

§ 16.

Die Führung der Standesregister und die darauf bezüglichen Verhandlungen erfolgen kosten- und
stempelfrei. Gegen Zahlung der nach dem angehängten Tarife zulässigen Gebühren müssen die
Standesregister jedermann zur Einsicht vorgelegt, sowie beglaubigte Auszüge (§. 15) aus denselben
ertheilt werden. In amtlichem Interesse und bei Unvermögen der Betheiligten ist die Einsicht der
Register und die Ertheilung der Auszüge gebührenfrei zu gewähren. Jeder Auszug einer Eintragung
muß auch die zu derselben gehörigen Ergänzungen und Berichtigungen enthalten.



Zweiter Abschnitt.
Beurkundung der Geburten.

§ 17.

Jede Geburt eines Kindes ist innerhalb einer Woche dem Standesbeamten des Bezirks, in welchem
die Niederkunft stattgefunden hat, anzuzeigen.

§ 18.

Zur Anzeige sind verpflichtet: 1. der eheliche Vater; 2. die bei der Niederkunft zugegen gewesene
Hebamme; 3. der dabei zugegen gewesene Arzt; 4. jede andere dabei zugegen gewesene Person; 5.
die Mutter, sobald sie dazu im Stande ist. Jedoch tritt die Verpflichtung der in der vorstehenden
Reihenfolge später genannten Personen nur dann ein, wenn ein früher genannter Verpflichteter
nicht vorhanden oder derselbe an der Erstattung der Anzeige verhindert ist.

§ 19.

Die  Anzeige  ist  mündlich  von  dem Verpflichteten  selbst  oder  durch  eine  andere  aus  eigener
Wissenschaft unterrichtete Person zu machen.

§ 20.

Bei  Geburten,  welche sich in  öffentlichen Entbindungs-,  Hebammen-,  Kranken-,  Gefangen-  und
ähnlichen Anstalten, sowie in Kasernen ereignen, trifft die Verpflichtung zur Anzeige ausschließlich
den Vorsteher der Anstalt oder den von der zuständigen Behörde ermächtigten Beamten. Es genügt
eine schriftliche Anzeige in amtlicher Form.

§ 21.

Der Standesbeamte ist verpflichtet, sich von der Richtigkeit der Anzeige (§§. 17 bis 20), wenn er
dieselbe zu bezweifeln Anlaß hat, in geeigneter Weise Ueberzeugung zu verschaffen.

§ 22.

Die Eintragung des Geburtsfalles soll enthalten: 1. Vor- und Familiennamen, Stand oder Gewerbe
und Wohnort des Anzeigenden; 2. Ort, Tag und Stunde der Geburt; 3. Geschlecht des Kindes; 4.
Vornamen des Kindes; 5. Vor- und Familiennamen, Religion, Stand oder Gewerbe und Wohnort der
Eltern. Bei Zwillings- oder Mehrgeburten ist die Eintragung für jedes Kind besonders und so genau
zu bewirken, daß die Zeitfolge der verschiedenen Geburten ersichtlich ist. Standen die Vornamen
des Kindes zur Zeit der Anzeige noch nicht fest, so sind dieselben nachträglich und längstens binnen
zwei  Monaten  nach  der  Geburt  anzuzeigen.  Ihre  Eintragung  erfolgt  am  Rande  der  ersten
Eintragung.

§ 23.

Wenn ein Kind todtgeboren oder in der Geburt verstorben ist, so muß die Anzeige spätestens am
nächstfolgenden Tage geschehen. Die Eintragung ist alsdann mit dem im §. 22 unter Nr. 1 bis 3 und
5 angegebenen Inhalte nur im Sterberegister zu machen.

§ 24.

Wer ein neugeborenes Kind findet, ist verpflichtet, hiervon spätestens am nächstfolgenden Tage



Anzeige bei der Ortspolizeibehörde zu machen. Die Letztere hat die erforderlichen Ermittelungen
vorzunehmen und dem Standesbeamten des Bezirks von deren Ergebniß behufs Eintragung in das
Geburtsregister  Anzeige  zu  machen.  Die  Eintragung  soll  enthalten  die  Zeit,  den  Ort  und  die
Umstände  des  Auffindens,  die  Beschaffenheit  und  die  Kennzeichen  der  bei  dem  Kinde
vorgefundenen Kleider und sonstigen Gegenstände, die körperlichen Merkmale des Kindes, sein
vermuthliches  Alter,  sein  Geschlecht,  die  Behörde,  Anstalt  oder  Person,  bei  welcher  das  Kind
untergebracht worden, und die Namen, welche ihm beigelegt werden.

§ 25.

Die  Anerkennung eines  unehelichen  Kindes  darf  in  das  Geburtsregister  nur  dann eingetragen
werden,  wenn  dieselbe  vor  dem  Standesbeamten  oder  in  einer  gerichtlich  oder  notariell
aufgenommenen Urkunde erklärt ist.

§ 26.

Wenn die Feststellung der Abstammung eines Kindes erst nach Eintragung des Geburtsfalles erfolgt
oder die Standesrechte durch Legitimation, Annahme an Kindesstatt oder in anderer Weise eine
Veränderung erleiden, so ist dieser Vorgang, sofern er durch öffentliche Urkunden nachgewiesen
wird, auf Antrag eines Betheiligten am Rande der über den Geburtsfall vorgenommenen Eintragung
zu vermerken.

§ 27.

Wenn die Anzeige eines Geburtsfalles über drei Monate verzögert wird, so darf die Eintragung nur
mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde nach Ermittelung des Sachverhalts erfolgen. Die Kosten
dieser Ermittelung sind von demjenigen einzuziehen, welcher die rechtzeitige Anzeige versäumt hat.

Dritter Abschnitt.
Erfordernisse der Eheschließung.

§ 28.

Aufgehoben gemäß Artikel 46 EGBGB vom 18.08.1896.

§ 29.

Aufgehoben gemäß Artikel 46 EGBGB vom 18.08.1896.

§ 30.

Aufgehoben gemäß Artikel 46 EGBGB vom 18.08.1896.

§ 31.

Aufgehoben gemäß Artikel 46 EGBGB vom 18.08.1896.

§ 32.

Aufgehoben gemäß Artikel 46 EGBGB vom 18.08.1896.

§ 33.

Aufgehoben gemäß Artikel 46 EGBGB vom 18.08.1896.
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§ 34.

Aufgehoben gemäß Artikel 46 EGBGB vom 18.08.1896.

§ 35.

Aufgehoben gemäß Artikel 46 EGBGB vom 18.08.1896.

§ 36.

Aufgehoben gemäß Artikel 46 EGBGB vom 18.08.1896.

§ 37.

Aufgehoben gemäß Artikel 46 EGBGB vom 18.08.1896.

§ 38.

Aufgehoben gemäß Artikel 46 EGBGB vom 18.08.1896.

§ 39.

Aufgehoben gemäß Artikel 46 EGBGB vom 18.08.1896.

§ 40.

Aufgehoben gemäß Artikel 46 EGBGB vom 18.08.1896.

Vierter Abschnitt.
Form und Beurkundung der Eheschließung.

§ 41.

Für die Eheschließung sind die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches maßgebend.
(Geändert Fassung, gemäß Artikel 46 EGBGB vom 18.08.1896)

§ 42.

Aufgehoben gemäß Artikel 46 EGBGB vom 18.08.1896.

§ 43.

Aufgehoben gemäß Artikel 46 EGBGB vom 18.08.1896.

§ 44.

Für die Anordnung des vor der Eheschließung zu erlassenden Aufgebots ist jeder Standesbeamte
zuständig, vor dem nach §. 1320 des Bürgerlichen Gesetzbuchs die Ehe geschlossen werden darf.
(Geändert Fassung, gemäß Artikel 46 EGBGB vom 18.08.1896)

§ 45.

Vor Anordnung des Aufgebots sind dem Standesbeamten (§. 44) die zur Eheschließung gesetzlich
nothwendigen Erfordernisse als  vorhanden nachzuweisen.  Insbesondere haben die Verlobten in
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beglaubigter  Form  beizubringen:  1.  ihre  Geburtsurkunden,  2.  die  zustimmende  Erklärung
derjenigen, deren Einwilligung nach dem Gesetze erforderlich ist. Der Beamte kann die Beibringung
dieser Urkunden erlassen, wenn ihm die Thatsachen, welche durch dieselben festgestellt werden
sollen,  persönlich  bekannt  oder  sonst  glaubhaft  nachgewiesen  sind.  Auch  kann  er  von
unbedeutenden Abweichungen in den Urkunden, beispielsweise von einer verschiedenen Schreibart
der  Namen  oder  einer  Verschiedenheit  der  Vornamen  absehen,  wenn  in  anderer  Weise  die
Persönlichkeit  der  Betheiligten festgestellt  wird.  Der  Beamte ist  berechtigt,  den Verlobten die
eidesstattliche Versicherung über die Richtigkeit der Thatsachen abzunehmen, welche durch die
vorliegenden  Urkunden  oder  die  sonst  beigebrachten  Beweismittel  ihm  nicht  als  hinreichend
festgestellt erscheinen.

§ 46.

Das Aufgebot ist bekannt zu machen: 1. in der Gemeinde oder in den Gemeinden, woselbst die
Verlobten ihren Wohnsitz  haben;  2.  wenn einer  der  Verlobten seinen gewöhnlichen Aufenthalt
außerhalb seines gegenwärtigen Wohnsitzes hat, auch in der Gemeinde seines jetzigen Aufenthalts;
3. wenn einer der Verlobten seinen Wohnsitz innerhalb der letzten sechs Monate gewechselt hat,
auch  in  der  Gemeinde  seines  früheren  Wohnsitzes.  Die  Bekanntmachung  hat  die  Vor-  und
Familiennamen, den Stand oder das Gewerbe und den Wohnort der Verlobten und ihrer Eltern zu
enthalten.  Sie  ist  während  zweier  Wochen  an  dem Raths-  oder  Gemeindehause,  oder  an  der
sonstigen, zu Bekanntmachungen der Gemeindebehörde bestimmten Stelle auszuhängen.

§ 47.

Ist einer der Orte, an welchem nach §. 46 das Aufgebot bekannt zu machen ist, im Auslande belegen,
so ist an Stelle des an diesem Orte zu bewirkenden Aushanges die Bekanntmachung auf Kosten des
Antragstellers einmal in ein Blatt einzurücken, welches an dem ausländischen Orte erscheint oder
verbreitet ist. Die Eheschließung ist nicht vor Ablauf zweier Wochen nach dem Tage der Ausgabe
der  betreffenden Nummer des  Blattes  zulässig.  Es  bedarf  dieser  Einrückung nicht,  wenn eine
Bescheinigung der betreffenden ausländischen Ortsbehörde dahin beigebracht wird, daß ihr von
dem Bestehen eines Ehehindernisses nichts bekannt sei.

§ 48.

Kommen  Ehehindernisse  zur  Kenntniß  des  Standesbeamten,  so  hat  er  die  Eheschließung
abzulehnen.

§ 49.

Soll die Ehe vor einem anderen Standesbeamten als demjenigen geschlossen werden, welcher das
Aufgebot angeordnet hat, so hat der letztere eine Bescheinigung dahin auszustellen, daß und wann
das  Aufgebot  vorschriftsmäßig  erfolgt  ist  und  daß  Ehehindernisse  nicht  zu  seiner  Kenntniß
gekommen sind.

§ 50.

Der  Standesbeamte  soll  ohne  Aufgebot  die  Eheschließung  nur  vornehmen,  wenn  ihm ärztlich
bescheinigt  wird,  daß die lebensgefährliche Erkrankung eines der Verlobten den Aufschub der
Eheschließung nicht gestattet.
(Geändert Fassung, gemäß Artikel 46 EGBGB vom 18.08.1896)
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§ 51.

Aufgehoben gemäß Artikel 46 EGBGB vom 18.08.1896.

§ 52.

Aufgehoben gemäß Artikel 46 EGBGB vom 18.08.1896.

§ 53.

Aufgehoben gemäß Artikel 46 EGBGB vom 18.08.1896.

§ 54.

Die Eintragung in das Heirathsregister soll enthalten: 1. Vor- und Familiennamen, Religion, Alter,
Stand oder Gewerbe,  Geburts-  und Wohnort der Eheschließenden; 2.  Vor-  und Familiennamen,
Stand oder Gewerbe und Wohnort  ihrer Eltern;  3.  Vor-  und Familiennamen, Alter,  Stand oder
Gewerbe und Wohnort der zugezogenen Zeugen; 4. die Erklärung der Eheschließenden; 5. den
Ausspruch des Standesbeamten. Ueber die erfolgte Eheschließung ist den Eheleuten sofort eine
Bescheinigung auszustellen.

§ 55.

Ist eine Ehe für nichtig erklärt, ist in einem Rechtsstreite, der die Feststellung des Bestehens oder
des Nichtbestehens einer Ehe zwischen den Parteien zum Gegenstande hat, das Nichtbestehen der
Ehe festgestellt, ist eine Ehe vor dem Tode eines der Ehegatten ausgelöst oder ist nach §. 1575 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs die eheliche Gemeinschaft aufgehoben, so ist dies am Rande der über die
Eheschließung  bewirkten  Eintragung  zu  vermerken.  Wird  die  eheliche  Gemeinschaft  nach  der
Aufhebung wiederhergestellt, so ist dies auf Antrag am Rande zu vermerken.
(Geändert Fassung, gemäß Artikel 46 EGBGB vom 18.08.1896)

Fünfter Abschnitt.
Beurkundung der Sterbefälle.

§ 56.

Jeder Sterbefall ist spätestens am nächstfolgenden Wochentage dem Standesbeamten des Bezirks, in
welchem der Tod erfolgt ist, anzuzeigen.

§ 57.

Zu der Anzeige verpflichtet ist das Familienhaupt, und wenn ein solches nicht vorhanden oder an
der  Anzeige  behindert  ist,  derjenige,  in  dessen  Wohnung  oder  Behausung  der  Sterbefall  sich
ereignet hat.

§ 58.

Die §§. 19 bis 21 kommen auch in Beziehung auf die Anzeige der Sterbefälle zur Anwendung. Findet
eine  amtliche  Ermittelung  über  den  Todesfall  statt,  so  erfolgt  die  Eintragung  auf  Grund  der
schriftlichen Mittheilung der zuständigen Behörde.

§ 59.
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Die Eintragung des Sterbefalles soll enthalten: 1. Vor- und Familiennamen, Stand oder Gewerbe und
Wohnort des Anzeigenden; 2. Ort, Tag und Stunde des erfolgten Todes; 3. Vor- und Familiennamen,
Religion,  Alter,  Stand  oder  Gewerbe,  Wohnort  und  Geburtsort  des  Verstorbenen;  4.  Vor-  und
Familiennamen seines Ehegatten, oder Vermerk, daß der Verstorbene ledig gewesen sei; 5. Vor- und
Familiennamen,  Stand oder  Gewerbe und Wohnort  der  Eltern  des  Verstorbenen.  Soweit  diese
Verhältnisse unbekannt sind, ist dies bei der Eintragung zu vermerken.

§ 60.

Ohne  Genehmigung  der  Ortspolizeibehörde  darf  keine  Beerdigung  vor  der  Eintragung  des
Sterbefalles  in  das  Sterberegister  stattfinden.  Ist  die  Beerdigung  dieser  Vorschrift  entgegen
geschehen, so darf die Eintragung des Sterbefalles nur mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde nach
Ermittelung des Sachverhaltes erfolgen.

Sechster Abschnitt.
Beurkundung des Personenstandes der auf See befindlichen Personen.

§. 61.

Geburten und Sterbefälle, welche sich auf Seeschiffen während der Reise ereignen, sind nach den
Vorschriften  dieses  Gesetzes  spätestens  am nächstfolgenden  Tage  nach  der  Geburt  oder  dem
Todesfall von dem Schiffer, unter Zuziehung von zwei Schiffsoffizieren oder anderen glaubhaften
Personen, in dem Tagebuch zu beurkunden. Bei Sterbefällen ist zugleich die muthmaßliche Ursache
des Todes zu vermerken.

§ 62.

Der Schiffer hat zwei von ihm beglaubigte Abschriften der Urkunden demjenigen Seemannsamte,
bei  dem  es  zuerst  geschehen  kann,  zu  übergeben.  Eine  dieser  Abschriften  ist  bei  dem
Seemannsamte aufzubewahren, die andere ist demjenigen Standesbeamten, in dessen Bezirk die
Eltern des Kindes, beziehungsweise der Verstorbene ihren Wohnsitz haben oder zuletzt gehabt
haben, behufs der Eintragung in das Register zuzufertigen.

§ 63.

Ist der Schiffer verstorben oder verhindert, so hat der Steuermann die in den §§. 61 und 62 dem
Schiffer auferlegten Verpflichtungen zu erfüllen.

§ 64.

Sobald das Schiff in den inländischen Hafen eingelaufen ist, in welchem es seine Fahrt beendet, ist
das Tagebuch der für den Standesbeamten des Hafenorts zuständigen Aufsichtsbehörde vorzulegen.
Diese  hat  beglaubigte  Abschrift  der  in  das  Tagebuch  eingetragenen  Standesurkunde  dem
Standesbeamten, in dessen Register der Fall gehört (§. 62), behufs Kontrolirung der Eintragungen
zuzustellen.

Siebenter Abschnitt.
Berichtigung der Standesregister.

§ 65.

Die  Berichtigung  einer  Eintragung  in  dem  Standesregister  kann  nur  auf  Grund  gerichtlicher
Anordnung  erfolgen.  Sie  geschieht  durch  Beischreibung  eines  Vermerks  am  Rande  der  zu
berichtigenden Eintragung.



§ 66.

Für das Berichtigungsverfahren gelten, insoweit die Landesgesetze nicht ein Anderes bestimmen,
die  nachstehenden  Vorschriften.  Die  Aufsichtsbehörde  hat,  wenn  ein  Antrag  auf  Berichtigung
gestellt wird, oder wenn sie eine solche von Amtswegen für erforderlich erachtet, die Betheiligten zu
hören  und  geeignetenfalls  eine  Aufforderung  durch  ein  öffentliches  Blatt  zu  erlassen.  Die
abgeschlossenen Verhandlungen hat sie demnächst dem Gerichte erster Instanz vorzulegen. Dieses
kann noch weitere thatsächliche Aufklärungen veranlassen und geeignetenfalls den Antragsteller
auf  den  Prozeßweg  verweisen.  Im  Uebrigen  finden  die  für  Sachen  der  nichtstreitigen
Gerichtsbarkeit  geltenden  Vorschriften  Anwendung.

Achter Abschnitt.
Schlußbestimmungen.

§ 67.

Ein  Geistlicher  oder  anderer  Religionsdiener,  welcher  zu  den  religiösen  Feierlichkeiten  einer
Eheschließung schreitet, bevor ihm nachgewiesen worden ist, daß die Ehe vor dem Standesbeamten
geschlossen sei,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  dreihundert  Mark oder  mit  Gefängniß bis  zu  drei
Monaten bestraft.
Eine strafbare Handlung ist nicht vorhanden, wenn der Geistliche oder der Religionsdiener im Falle
einer lebensgefährlichen, einen Aufschub nicht gestattenden Erkrankung eines der Verlobten zu den
religiösen Feierlichkeiten der Eheschließung schreitet.
(Geändert Fassung, gemäß Artikel 46 EGBGB vom 18.08.1896)

§ 68.

Wer den in  den §§.  17  bis  20,  22  bis  24,  56  bis  58  vorgeschriebenen Anzeigepflichten nicht
nachkommt,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  einhundertfünfzig  Mark  oder  mit  Haft  bestraft.  Die
Strafverfolgung tritt nicht ein, wenn die Anzeige, obwohl nicht von den zunächst Verpflichteten,
doch  rechtzeitig  gemacht  worden  ist.  Die  bezeichnete  Strafe  trifft  auch  den  Schiffer  oder
Steuermann, welcher den Vorschriften der §§. 61 bis 64 zuwiderhandelt. Die Standesbeamten sind
außerdem befugt,  die  zu  Anzeigen  oder  zu  sonstigen  Handlungen  auf  Grund  dieses  Gesetzes
Verpflichteten hierzu durch Geldstrafen anzuhalten, welche für jeden einzelnen Fall den Betrag von
fünfzehn Mark nicht übersteigen dürfen.

§ 69.

Ein  Standesbeamter,  welcher  unter  Außerachtlassung  der  in  diesem  Gesetze  und  in
dem Bürgerlichen  Gesetzbuche  gegebenen  Vorschriften  eine  Eheschließung  vollzieht,  wird  mit
Geldstrafe bis zu sechshundert Mark bestraft.
(Geändert Fassung, gemäß Artikel 46 EGBGB vom 18.08.1896)

§ 70.

Gebühren und Geldstrafen, welche in Gemäßheit dieses Gesetzes zur Erhebung gelangen, fließen,
insoweit die Landesgesetze nicht ein Anderes bestimmen, den Gemeinden zu, welche die sächlichen
Kosten der Standesämter (§§. 8, 9) zu tragen haben.

§ 71.

In  welcher  Weise  die  Verrichtungen der  Standesbeamten in  Bezug auf  solche Militärpersonen
wahrzunehmen sind, welche ihr Standquartier nicht innerhalb des Deutschen Reichs, oder dasselbe
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nach eingetretener Mobilmachung verlassen haben, oder welche sich auf den in Dienst gestellten
Schiffen  oder  anderen  Fahrzeugen  der  Marine  befinden,  wird  durch  Kaiserliche  Verordnung
bestimmt.

§ 72.

gegenstandslos ( durch RGBl-1609191-Nr28-Erstes-Bereinigungsgesetz-der-Reichsgesetze ).

§ 73.

Den mit der Führung der Standesregister oder Kirchenbücher bisher betraut gewesenen Behörden
und Beamten verbleibt die Berechtigung und Verpflichtung, über die bis zur Wirksamkeit dieses
Gesetzes eingetragenen Geburten, Heirathen und Sterbefälle Zeugnisse zu ertheilen.

§ 74.

Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften, welche 1. Geistlichen und Kirchendienern
aus  Anlaß  der  Einführung  der  bürgerlichen  Standesregister  und  der  bürgerlichen  Form  der
Eheschließung einen Anspruch auf Entschädigung gewähren; 2. bestimmten Personen die Pflicht zu
Anzeigen  von  Geburts-  und  Todesfällen  auferlegen.  Wo  die  Zulässigkeit  der  Ehe  nach  den
bestehenden Landesgesetzen von einem Aufgebote abhängig ist, welches durch andere bürgerliche
Beamte  als  die  Standesbeamten  vollzogen  wird,  vertritt  dieses  die  Stelle  des  von  den
Standesbeamten  anzuordnenden  Aufgebots.

§ 75.

Innerhalb solcher Grenzpfarreien, deren Bezirk sich in das Ausland erstreckt, bleibt das bestehende
Recht  für  die  Beurkundung  derjenigen  Geburten  und  Sterbefälle,  sowie  für  die  Form  und
Beurkundung derjenigen Eheschließungen maßgebend, für welche ein Standesbeamter nach den
Vorschriften dieses Bürgerlichen Gesetzbuches nicht zuständig, dagegen nach dem bestehenden
Recht die Zuständigkeit des Geistlichen begründet ist. Im Geltungsgebiet des preußischen Gesetzes
vom 9. März 1874 ist unter dem bestehenden Recht dasjenige Recht zu verstehen, welches vor dem
Inkrafttreten jenes Gesetzes maßgebend war.
(Geändert Fassung, gemäß Artikel 46 EGBGB vom 18.08.1896)

§ 76.

In streitigen Ehe- und Verlöbnißsachen sind die bürgerlichen Gerichte ausschließlich zuständig.
Eine  geistliche  oder  eine  durch  die  Zugehörigkeit  zu  einem  Glaubensbekenntniß  bedingte
Gerichtsbarkeit findet nicht statt.

§ 77.

Wenn nach dem bisherigen Rechte auf beständige Trennung der Ehegatten von Tisch und Bett zu
erkennen sein würde, ist fortan die Auflösung des Bandes der Ehe auszusprechen. Ist vor dem Tage,
an welchem dieses Gesetz in Kraft  tritt,  auf  beständige Trennung von Tisch und Bett  erkannt
worden, so kann, wenn eine Wiedervereinigung der getrennten Ehegatten nicht stattgefunden hat,
jeder  derselben  auf  Grund  des  ergangenen  Urtheils  die  Auflösung  des  Bandes  der  Ehe  im
ordentlichen Prozeßverfahren beantragen.
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§ 78.

Ehestreitigkeiten, welche in Bayern vor dem Tage, an welchem dieses Gesetz daselbst in Kraft tritt,
durch Zustellung des Beschlusses über Zulässigkeit der Klage anhängig geworden sind, werden von
dem mit der Sache befaßten Gericht bis zur rechtskräftigen Entscheidung nach Maßgabe der bisher
geltenden  Gesetze,  durchgeführt.  Daselbst  kann  die  Auflösung  der  Ehe  auf  Grund  eines  die
beständige Trennung von Tisch und Bett verfügenden Urtheils geltend gemacht werden, nachdem
das Gericht auf Anrufen eines Ehegatten in dem nach Artikel 675 Absatz 1 und 2 der Prozeßordnung
in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten vom 29. April 1869 vorgesehenen Verfahren die Auflösung des
Bandes der Ehe ausgesprochen hat. Das Verfahren in streitigen Ehesachen richtet sich in Bayern in
den  rechtsrheinischen  Gebietstheilen  nach  den  Bestimmungen  des  Hauptstückes  XXVI.  der
genannten Prozeßordnung, in der Pfalz nach den Bestimmungen des Artikels 69 des Gesetzes über
die Einführung dieser Prozeßordnung.

§ 79.

Dieses Gesetz tritt mit dem 1. Januar 1876 in Kraft. Es bleibt den Landesregierungen überlassen,
das  ganze  Gesetz  oder  auch  den  dritten  Abschnitt  und  §.  77  im  Verordnungswege  früher
einzuführen.

§ 80.

Die vor dem Tage, an welchem dieses Gesetz in Kraft tritt, nach den Vorschriften des bisherigen
Rechts ergangenen Aufgebote behalten ihre Wirksamkeit.

§ 81.

Auf Geburts- und Sterbefälle, welche sich vor dem Tage, an welchem dieses Gesetz in Kraft tritt,
ereignet haben, an diesem Tage aber noch nicht eingetragen sind, findet das gegenwärtige Gesetz
mit der Maßgabe Anwendung, daß der Lauf der vorgeschriebenen Anzeigefristen mit dem Tage
beginnt, an welchem dieses Gesetz in Kraft tritt. Ein Gleiches gilt für den Fall, daß auch nur die
Vornamen eines Kindes an diesem Tage noch nicht eingetragen sind.

§ 82.

Die kirchlichen Verpflichtungen in Beziehung auf Taufe und Trauung werden durch dieses Gesetz
nicht berührt.

§ 83.

Die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen Bestimmungen werden, soweit dieselben nicht
durch eine vom Bundesrathe erlassene Ausführungsverordnung getroffen werden, von den einzelnen
Landesregierungen erlassen.

§ 84.

Welche  Behörden  in  jedem Bundesstaate  unter  der  Bezeichnung:  höhere  Verwaltungsbehörde,
untere  Verwaltungsbehörde,  Gemeindebehörde,  Gemeindevorstand,  Gericht  erster  Instanz  zu
verstehen sind, wird von der Zentralbehörde des Bundesstaates bekannt gemacht. In Ermangelung
der Bundesstaaten tritt an die Stelle das Deutsche Reich.



§ 85.

Durch dieses Gesetz werden die Bestimmungen des Gesetzes vom 4. Mai 1870, betreffend die
Eheschließung und die Beurkundung des Personenstandes von Reichsangehörigen im Auslande,
nicht  berührt.  Der  Reichskanzler  kann einem diplomatischen Vertreter  oder  einem Konsul  des
Deutschen  Reichs  die  allgemeine  Ermächtigung  zur  Vornahme  von  Eheschließungen  und  zur
Beurkundung der  Geburten,  Heirathen und Sterbefälle,  wie  für  Reichsangehörige,  so  auch für
Schutzgenossen ertheilen. Diese Vorschrift tritt mit dem 1. März 1875 in Kraft. Urkundlich unter

Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Kaiserlichen Insiegel.  

Gegeben Berlin, den 6. Februar 1875.

(L. S.)  Wilhelm.
Fürst v. Bismarck.

 

Hier finden Sie die Ausführungsverordnung für das Gesetz über die Beurkundung des
Personenstandes und die Eheschließung:
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/rgbl-1502061-nr02-ausfuehrungsverordnung-personen
standsgesetz/
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